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Die demographische Entwicklung -
Welche Optionen bestehen?

In gut zehn Jahren wird die seit längerer Zeit alternde Bevölkerung in Deutschland be-
schleunigt schrumpfen. Welchen wirtschaftlichen Probleme werden sich hieraus ergeben?

Welche Optionen bestehen?

Josef Schmid

Die demographische Lage Deutschlands -
Gegenwart und vorhersehbare Zukunft

M it der Vereinigung Deutsch-
lands hat die „deutsche Be-

völkerungsfrage" auch ihr Gesicht
verändert. Die beiden deutschen
Staaten waren zuvor eigene'Wege
in der Behandlung von Bevölke-
rungsfragen gegangen, obwohl die
demographischen Entwicklungs-
tendenzen ähnlich waren:

D deutliche Geburtenrückgänge
ab Mitte der 60er Jahre, die sich
Anfang der 70er Jahre zur Bevöl-
kerungsabnahme kumulierten. Nur
die ehemalige DDR suchte dem ab
1974 familienpolitisch entgegen-
zuwirken, mit beachtlichem An-
fangserfolg, der allerdings mit der
Wende verebbte.

D steigende Zuwanderung, die
zuerst „Arbeitsmigration" war. Im
Osten blieb sie schwach, im
Westen stark und fächerte sich da
auf in unterschiedliche Zuwande-
rungsformen: Aufnahme von Aus-
siedlern, Arbeitsmigration mit
meist anschließender Familienzu-
sammenführung, Asyl mit häufig
ausgesprochener Aufenthaltsdul-
dung und Flüchtlingsaufnahme,
die - obwohl zeitlich begrenzt - ei-
nen gewissen Teil an Dauerauf-
enthalten zur Folge hat.
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Der übliche Überhang der Zu-
züge über die Fortzüge bewirkte
zumeist, dass die auf Bevölke-
rungsabnahme eingestellte „natür-
liche Bevölkerungsbewegung" (als
Verhältnis von Geburten und Ster-
befällen) aufgehalten und über-
kompensiert wird.

Das Verhältnis von Zuflüssen
(Geburten, Zuwanderung) zu Ab-
gängen (Todesfälle, Fortzüge) wird
jährlich registriert. Im Rückblick
der letzten Jahre, besonders seit
Ergänzung des Asyl-Artikels 16 im
Grundgesetz („Drittstaatenrege-
lung"), hat sich diese Bevölke-
rungsbewegung verfestigt. Das
letztverfügbare Jahr 1999 zeigt fol-
gendes Bild: Die deutsche Wohn-
bevölkerung besteht derzeit aus
82 Mill. Menschen, wovon 7,4 Mill.
legal anwesende Ausländer sind.
1999 wurden in Deutschland
771 000 Kinder geboren, was - im
Vergleich zu den Vorjahren - als
neues „Rekordtief" gilt. Verursacht
wurde dies durch den starken Ge-
burtenrückgang in Westdeutsch-
land um 2,7% gegenüber dem
Vorjahr 1998 bei 664000 Gebur-
ten. Demgegenüber konnte der
Geburtenanstieg in Ostdeutsch-
land um 3,8% gegenüber 1998,

nun auf 107 000 Neugeborene,
wenig ausrichten.

Noch im Jahre der Wiederver-
einigung war die ostdeutsche Ge-
borenenziffer, mit aufwendiger
DDR-Familienpolitik ab 1974 ge-
steigert, auf westdeutsches Ni-
veau von 1,3 Kindern pro Frau ge-
fallen - und in der Folgezeit sogar
als ein weltweit einmaliges Gebur-
tentief von 0,7 Kindern pro Frau
bestaunt. Die neuen Lebensunsi-
cherheiten für Mütter und der
Wegfall der ausgedehnten Einrich-
tungen zur Kinderbetreuung zu
DDR-Zeiten gelten gemeinhin als
Ursache hierfür und dann das
Abwarten bzw. zeitliche Hinaus-
schieben von Kinderwünschen.
Nun arbeitet sich die ostdeutsche
Geborenenziffer wieder langsam
nach oben, kann aber am Zustand
eines quasi-definitiven gesamt-
deutschen Geborenendefizits
nichts ändern.

In den letzten Jahren verzeich-
nete Deutschland einen negativen
Wanderungssaldo. Die Zu- und
Fortzüge schwankten um je
600 000 und erst 1999 zeigte sich
wieder ein Überhang der Zuzüge:
der Zuzug von 105000 deutsch-
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stämmigen Aussiedlern und ein
Wanderungsüberschuss bei Aus-
ländern von 118 000 waren so be-
deutend, dass das Geburtendefizit
wettgemacht werden konnte.

Veränderung der
Alterspyramide

Ein Geborenendefizit ist kurzfri-
stig an einer negativen Bevölke-
rungsbilanz, also an einem Über-
hang der Sterbefälle über die
Geburten auszumachen. 1999
wurden bundesweit 846 000
Sterbefälle gezählt. Das bedeutet,
gemessen an der oben genannten
Gesamtzahl der Geburten, einen
Sterbeüberschuss, und damit ein
Geborenendefizit von 76000. Seit
1973 häufen sich - von Zuwande-
rungseffekten einmal abgesehen -
solche Defizite und verändern die
Alterspyramide. Der' Jugendsockel
wird schmaler, während der Alters-^
köpf schwillt. Hat eine Alters-'
Pyramide eine Glockenform, wäre
dies für eine moderne Gesellschaft
ein Idealzustand: keine Alters-
klasse wäre überrepräsentiert, das
Verhältnis von Jung zu Alt wäre so-
zialpolitisch problemlos, eine Be-
völkerung im aktiven Erwerbsalter
zwischen 20 und 60 machte mehr
als 50% der Gesamtbevölkerung
aus und würde - bei günstiger Be-
schäftigungslage - leicht mit der
„Last" der beiden abhängigen Al-
tersgruppen der Jugend und des
Alters fertig.

Doch eine solche Stabilisierung
ist nur mit starken politischen
Eingriffen, vor allem familienpoliti-
schen Maßnahmen, herzustellen.
Die nordeuropäischen Länder,
Großbritannien und Frankreich
achten schon seit Anfang bzw.
Mitte des 20. Jahrhunderts darauf,
dass ihre Alterspyramide nicht
über das Gleichmaß hinaus altert,
d.h. „kopflastig" wird. Der demo-
graphische Wandel in Richtung ei-
ner alternden Bevölkerung mit
Beginn der 70er Jahre hat die
deutsche Politik unvorbereitet ge-

troffen und damit auf „kompensa-
torische Stückwerktechnik" ver-
wiesen: steigende Kosten bei den
Alterssicherungssystemen und
Gesundheitsdiensten drückten auf
Lohnnebenkosten und Sozialversi-
cherungsbeiträge und erforderten
bald - bei Beitragsausfällen wegen
Arbeitslosigkeit - „Bundeszu-
schüsse", d.h. Steuermittel, um
den sozialstaatlichen Verpflichtun-
gen aus dem „Generationen-
vertrag" (geschlossen 1957) nach-
kommen zu können.

Bevölkerungsbedingte
Probleme

Ökonomische und sozialpoliti-
sche Belastungen wurden in den
vergangenen 25 Jahren noch nicht

Die Autoren
unseres Zeitgesprächs:

Prof. Dr. Josef Schmid, 63, ist
Inhaber des Lehrstuhls für Be-
völkerungswissenschaft der
Universität Bamberg und u. a.
Mitglied des Kuratoriums des
Bundesinstituts für Bevölke-
rungsforschung Wiesbaden.

Prof. Dr. Bert Rürup, 56, lehrt
Finanz- und Wirtschaftspolitik
an der Technischen Universi-
tät Därmstadt. Er ist Mitglied
des Sachverständigenrates
zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwick-
lung, des Sozialbeirates der
Bundesregierung und seit
1992 der Enquete-Kommis-
sion „Demographischer Wan-
del" des Deutschen Bundes-
tages..

Dr. Wolfgang Klauder, 68, war
bis'Ende 1996 leitender wis-
senschaftlicher Direktor beim
Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung der Bundes-
anstalt für Arbeit in Nürnberg.

direkt mit dem Geborenendefizit in
Verbindung gebracht, denn seit
Ende des letzten Krieges kannte
Deutschland eigentlich keine
Bevölkerungsprobleme im Sinne
eines Arbeitskräftemangels. Der
Flüchtlingszustrom von Kriegs-
ende bis zum Mauerbau 1961
brachte integrierte deutsche Fach-
arbeit, danach ausgesuchte
„Gastarbeit" aus dem Mittelmeer-
raum. Erst mit den 80er Jahren be-
gannen sich bevölkerungsbeding-
te Probleme zu bündeln: Produkti-
vitätssteigerungen und techni-
scher Forschritt, die menschen-
sparend wirkten, brachten Be-
schäftigungsprobleme für die letz-
ten geburtenstarken Jahre des
„Babybooms" der 60er Jahre. Der
Zuwanderungsdruck über steigen-
de Asylanträge („Asyl-Schiene")
und die Familienzusammenfüh-
rung brachten erstmals nicht-inte-
grierte und ökonomisch nicht ein-
setzbare ausländische Bevölke-
rung, nachdem 1973 die offizielle
Anwerbung ausländischer Arbeits-
kraft angesichts der Beschäfti-
gungsprobleme in der damals an-
gebrochenen Energie- und Com-
puter-Revolution beendet wurde.

Seitdem ist eine immer stärkere
Verzahnung von wirtschaftlichen,
sozialen und demographischen
Bewegungen zu beobachten. Kos-
tensteigerungen und Einnahme-
senkungen, Engpässe am Arbeits-
markt, Qualifikationsdefizite bei
obendrein schwindendem Nach-
wuchs, der bald auf die Absolven-
tenzahlen benötigter Studiengän-
ge durchschlägt, spiegeln letztlich
das Geburten- und Sterblichkeits-
niveau und Formen und Aus-
wirkung der Wanderbewegungen
wider. -

Längere Rentenbezugszeiten

Die Alterung einer ganzen Be-
völkerung ist an sich ein objektiver
Vorgang. Mit ihr klettert rechne-
risch das künstliche Maß des
„Durchschnittsalters" in die Höhe.

524 WIRTSCHAFTSDIENST 2000/IX



ZEITGESPRACH

Es liegt dort,, wo sich die Alters-
pyramide in zwei gleichgroße Flä-
chen teilt. In der Dritten Welt mit
viel jungen Einwohnern liegt es bei
20 Jahren, das alte Europa ent-
wickelt sich in Richtung eines
Durchschnittsalters zwischen 40
und 5O.~Jahren. Geburtenrückgang
bedeutet an sich schon Alterung,
weil dadurch der Anteil der älteren
Jahrgänge sich erhöht. Ebenso
bedeutet stetiger Anstieg der Le-
benserwartung in den höheren
Altersklassen Alterung der Bevöl-
kerungsstruktur, wenn die Kinder-
und Erwactisenensterblichkeit
weitestgehend zurückgedrängt
sind.

Was die deutsche Bevölkerung
zur am raschest alternden der Welt
macht, ist die Tatsache, dass der
Geburtenrückgang als Alterungs-
faktor schon vor einem Vierteljahr-
hundert eingesetzt, hat und un-
vermindert andauert, während
gleichzeitig ein gut^ ausgebautes
undgroßzügiges Gesundheits-
wesen die Langlebigkeit weiter
vergrößert. Eine Geburtenzahl,
konstant unter der Zahl der Ster-
befälle, bei stärker werdenden Al-
tenjahrgängen, d.h. größerer Wahr-
scheinlichkeit in Altenjahrgängen,
die nächsthöhere Altersstufe zu er-
reichen, haben die Lebenserwar-
tung für Männer auf 74, die der
Frauen auf 80 gebracht.

Die noch zu durchlebenden
Jahre betragen für 60-jährige Män-
ner 18 Jahre, für 60-jährige Frauen
23 Jahre. Diese Entwicklung zeigt
in etwa die verlängerte Bezugszeit
von Altersrenten, die von der akti-
ven Bevölkerung aufgebracht wer-
den muss. Wird diese in ihrer
Leistung durch Arbeitslosigkeit ge-
schwächt, während die Zahl der
Bezieher und. ihrer politisch er-
möglichten Ansprüche steigen,
dann geraten Gesellschaften in die
spannungsgeladene Entscheidung
zwischen kurzfristigem Flickwerk
und Systemänderung.

Beide bringen keine Lösung,
wenn die demographischen Pres-
sionen über Geborenendefizite,
Langlebigkeit und begrenzte
Handlungsmöglichkeiten im Zu-
wanderungsbereich andauern.
Während die Zuwanderung für
staatliche Steuerung offen wäre,
ist eine grundsätzliche Trend-
änderung in der „natürlichen Be-
völkerungsbewegung" im Zusam-
menspiel von Geburtenzahlen und
Sterbefällen nur schwer vorstell-
bar, zumal sich ein politischer
Eingriff zugunsten von mehr Ge-
burten mit der dafür nötigen Radi-
kalität nicht abzeichnet.

Vorausberechnung der
Bevölkerung

Die Bevölkerungsbilanz liefert
einen kurzfristigen Blick auf den
Reproduktionsmodus einer Bevöl-
kerung. Die „Gesamtfruchtbarkeit"
dagegen, die durchschnittlich ge-
borenen Kinder im Leben einer
Frau, ermöglicht eine Vorausbe-
rechnung der Gesamtbevölkerung.
Diese durchschnittliche Kinderzahl
kann zur Stärke der Elterngenera-
tion in Beziehung gesetzt werden.
Sie gibt preis, in welchem Umfang
der Nachwuchs der Stärke der
Elterngeneration entspricht oder
um wie viel er zahlenmäßig darun-
terliegt, bzw. den Generationen-
ersatz verfehlt. Dafür wären näm-
lich etwas mehr als zwei Geburten
(2,2) pro Frau nötig. Die deutsche
Gesamtfruchtbarkeit liegt mit 1,3
ein ganzes Drittel unter dem, was
eine Bevölkerung von der Nach-
wuchsseite her stabilisiert. Damit
ist ein Faktor der Bevölkerungsab-
nahme vorhanden, der mit ver-
schiedenen Annahmen über die
weitergehende Lebenserwartung
und die Wanderungssalden pro-
gnostisch kombiniert werden
kann.

Die kürzlich vom Statistischen
Bundesamt vorgestellte „9. koordi-
nierte Bevölkerungsvorausschät-
zung für Deutschland" hat dies

nach Maßgabe der jüngsten Ent-
wicklungen vorgenommen. Sie ist
bis zum Jahre 2050 ausgelegt und
unterstellt

D eine weitere Zunahme der Le-
benserwartung um vier Jahre,

D eine gleichbleibende Geburten-
entwicklung im Durchschnitt der
letzten Jahre: 1,4 Kinder pro Frau,
und schließlich

D Varianten von Wanderungsan-
nahmen: ein jährlicher Zuwande-
rungssaldo von 100000 bzw.
200 000 scheint seit Änderung der
Asylgesetzgebung 1993 realistisch
- soweit die Politik im Prognose-
zeitraum nicht andere strikte Vor-
gaben macht.

Sollte es bei einer geringen Zu-
wanderung von nur 100000 jähr-
lich bleiben, dann würden sich die
82 Mill. Einwohner des Jahres
2000 bis 2030 auf 75 Mill. und bis
2050 auf 65 Mill. verringern. Be-
trägt der Wanderungssaldo das
Doppelte, dann sinkt die Ein-
wohnerzahl bis 2030 immerhin auf
78 Mill. und bis 2050 auf 70,4 Mill.

Lehren aus der Prognose

Aus dieser Vorausberechnung
sind folgende Lehren zu ziehen:

D Die Bevölkerungsabnahme zeigt
eine Beschleunigung im Verlauf
des Prognosezeitraums und damit
den untrüglichen Hinweis auf eine
demographische Implosion: Ge-
burtenrückgang ist zugleich Rück-
gang der Mütterbasis der kom-
menden Generation. Folgt diese
nun dem gleichen „generativen
Verhalten" mit 1,3 oder 1,4 ' Kin-
dern, die eine weitere Elterngene-
ration nur noch zu zwei Dritteln er-
setzen, dann ist das Schwinden
des angestammten Staatsvolks
zwar für den Einzelnen nicht zu er-
leben, aber berechenbare Tat-
sache.

• Die fortgesetzte Bevölkerungs-
abnahme aufgrund fehlenden
Nachwuchses von einem Drittel

WIRTSCHAFTSDIENST 2000/IX 525



ZEITGESPRACH

unter Ersatzniveau entwickelt eine
Sogwirkung abwärts, die auch mit
einem noch höheren Zuwande-
rungssaldo von etwa 300 000 nicht
aufzuhalten wäre.

Sodann bleibt festzuhalten:

D Zuwanderer können nur inte-
grierbäre und mindestqualifizierte
jüngere Menschen sein, und das
würde aber bedeuten, dass sie
sich auch hinsichtlich der Kinder-
zahlen dem Aufnahmeland anpas-
sen werden und als erwachsene
„Quereinsteiger" nach gut 30 Jah-
ren schon ins Rentenalter eintre-
ten. Man muss davon ausgehen,
dass in den' kommenden Jahr-
zehnten der Bevölkerungsgewinn
Deutschlands als wiedervereintes
Land durch eine defizitäre Demo-
graphie wieder verloren geht.

D Eine Zuwanderung, welche die
demographische Implosion und
zusätzlich den Alterungsprozess
auszugleichen imstande wäre,
würde ein Ausmaß erreichen, das
jenseits aller Vorstellungskraft
liegt. Von 3,5 Mill. Menschen jähr-
lich ist in einer Zielprojektion der
Vereinten Nationen vom Frühjahr
dieses Jahres die Rede. Da solche

Menschenmassen kaum auf den
Weg nach Mitteleuropa gebracht
und auch nur aus kulturfernen
Räumen Zentralasiens und Afrikas
abgezogen werden könnten, ist
diese Projektion eher ein An-
schauungsunterricht über den
Ernst der Lage und der Tatsache,
dass gegen die Tendenzen der de-
mographischen Implosion in Mit-
tel- und Südeuropa - neben Öster-
reich und der Schweiz steuern
auch Portugal, Spanien, Italien
und Griechenland darauf zu -
noch kein Rezept gefunden wurde.

Deutschland befindet sich also
in einem demographischen Dilem-
ma, wofür es bis heute keine Steu-
erungsziele, geschweige denn
Steuerungsinstrumente besitzt.
Das Geburtenniveau wird mit Zeit-
geist, modernem Lebenszuschnitt
und Plazierungszwängen in neuen
Ökonomien und Arbeitsmärkten
begründet, die eine stabile Zweier-
beziehung mit zwei Kindern im
Durchschnitt der Bevölkerung ge-
radezu unmöglich machen.

Eine weitere Zunahme der Ein-
wanderung ist nur denkbar, wenn
dafür gesorgt wird, daß sie sozial-

und kulturverträglich erfolgt - und
sie wird unter der Vorgabe einer
Einwanderungsgesetzgebung nur
Arbeitsmarktlücken schließen kön-
nen. Sie wäre als bloße quantita-
tive Füllmenge von Einbuchtungen
der Alterspyramide politisch nicht
durchzusetzen, wirtschaftspoli-
tisch fragwürdig und integrations-
politisch sogar-gefährlich.

Ein langfristig sinnvolles Ziel
wäre die Stabilisierung der aktiven
Bevölkerung zwischen 20 und 60,
des „Erwerbspotentials". Dies
würde jedoch eine jährliche Zu-
wanderung von ca. 400000 jünge-
ren, leistungsbereiten Menschen
erfordern, die im Weltmaßstab be-
schafft werden müssten. Da die
Sozialkosten der Einwanderung
sehr hoch sind, drängt sich die
Überlegung auf, ob nicht wenig-
stens die Hälfte dieser Zahl über
eine geburtenfördernde Familien-
politik zu beheben wäre. Damit
verbindet sich zwar - gegenüber
einem raschen Menschenimport -
eine Zeitverzögerung, doch dürf-
ten enorme Einwanderungskosten
ohne gleichzeitige Familienförde-
rung im Lande sozial- und innen-
politisch kaum zu legitimieren sein.

Bert Rürup

Politische Konsequenzen der Bevölkerungsalterung

Die Bevölkerung in Deutschland
altert seit längerem, und in gut

zehn Jahren wird ein sich be-
schleunigender Schrumpfungs-
prozeß einsetzen. Diese Entwick-
lung wird - wenn nicht auf mehre-
ren Politikfeldern Konsequenzen
gezogen werden - die Wachs-
tumsaussichten beeinträchtigen:

D Erstens wird in den Jahren 2010
bis 2040 aufgrund der Geburten-
entwicklung - bei konstanter Er-

werbsquote und ohne Zuwande-
rung - das Arbeitskräfteangebot
kontinuierlich zurückgehen. Und
wenn man diesen Rückgang mit
der derzeitigen Produktionselasti-
zität der Arbeit von 0,7 gewichtet,
bedeutet diese Verringerung des
Arbeitskräfteangebotes für sich al-

1 Näheres hierzu siehe z.B. bei H.
S i e b e r t : Wirtschaftliche Perspektiven für
alternde Gesellschaften, in: Neue Züricher
Zeitung vom 26./27. 8. 2000, S. 57.

leine einen jährlichen Wachstums-
verlust in der Größenordnung von
1 Prozentpunkt pro Jahr während
dieses Zeitabschnittes'.

D Zweitens gibt es Gründe anzu-
nehmen, dass in alternden Ge-
sellschaften die Kapitalrendite und
damit die Realkapitalbildung zu-
rückgeht.

D Drittens ist zu vermuten, dass
als Folge des alternden Human-
kapitals die Inventionsrate und als
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Folge einer höheren Risikoaver-
sion alternder Gesellschaften auch
die Innovationsrate und damit
der Wachstumsfaktor „technischer
Fortschritt" ebenfalls beeinträch-
tigt werden.

Eine zweite Konsequenz der
Bevölkerungsentwicklung neben
der Wachstumsbeeinträchtigung
ist, nicht zuletzt vermittelt über un-
ser umlagefinanziertes Sozialversi-
cherungssystem, ein wachsender
intergenerativer Umverteilungs-
druck von Jung nach Alt.

Politische Antworten - nach
Möglichkeit abgestimmte - auf
diese beiden durch die demografi-
sche Entwicklung bedingten Kon-
sequenzen müssen nicht nur im
Bereich der sozialen Sicherungs-
systeme gefunden werden, son-
dern auch und vielleicht gerade im
Bereich der

G Bildungspolitik, •

D Beschäftigungspolitik,

D Familienpolitik und

D Zuwanderungspolitik.

Bildungspolitik

Es ist evident, dass ein steigen-
des Sozialprodukt eine Befriedi-
gung des zunehmenden interge-
nerativen Umverteilungsbedarfs
erleichtert. Vor diesem Hintergrund
ist ferner darauf hinzuweisen, dass
heute und verstärkt in der Zukunft
neben „Kapital" „Wissen" der
wichtigste Produktionsfaktor ist
und dass die Träger des neuen
und damit besonders wachstums-
intensiven Wissens, insbesondere
die 20- bis 35-Jährigen sein dürf-
ten. Deren Zahl wird - legt man die
derzeitige Standardprojektion der
Bevölkerungsentwicklung zugrun-
de - in den nächsten 40 Jahren
ganz deutlich zurückgehen. Will
man den potenziell damit verbun-
denen negativen Konsequenzen
für das langfristige Wirtschafts-
wachstum begegnen, gilt es alles

daran zu setzen, diesem vorpro-
grammierten quantitativen Rück-
gang des entscheidend wichtigen
Produktionsfaktors Humankapital
durch dessen qualitative Vered-
lung entgegen zu treten.

Die Wettbewerbsfähigkeit und
das Wachstum der Wirtschaft und
damit die Beschäftigungs- und
Einkommenschancen der Bevöl-
kerung können im Hochkosten-
land Deutschland letztlich nur
durch Informations- und Wissens-
vorsprünge, die in Produktivitäts-
und Innovationsvorsprüngen um-
gesetzt werden, gesichert werden.
Die „Wissensgesellschaft" des 21.
Jahrhunderts braucht Innovations-
fähigkeit und exzellente Wissens-
basen zur Sicherung von Wachs-
tum und Beschäftigung. Auf eine
einfache Formel gebracht: Ent-
scheidend für die wirtschaftliche
und damit soziale Zukunft unseres
Landes ist das Humankapital, d.h.
die Kenntnisse und Fähigkeiten
der Erwerbstätigen bzw. der Be-
völkerung.

Und genau an' diesem Punkt
sind Zweifel an der zukünftigen
Qualität des Wirtschaftsstandortes
Deutschland angebracht, denn es
sind deutliche Defizite im Bereich
der Bildungs- und Weiterbildungs-
politik anzumelden.

Internationaler Vergleich

Mit einem staatlich finanzierten
Anteil von Bildungsausgaben (im
Jahr 1997) in Höhe von 4,5% des
BIP liegt Deutschland deutlich un-
ter dem Durchschnitt aller OECD-
Länder mit 4,8%. Nimmt man die
Ausgaben der Wirtschaft hinzu,
steigt dieser Prozentsatz auf 5,7,
bleibt aber immer noch unter dem
OECD-Schnitt von 6,1%. Dieser
deutsche Wert ist zudem noch
durch die im internationalen Ver-
gleich „guten" Lehrer- und Profes-
sorengehälter nach oben über-
zeichnet. In bildungspolitischer

Sicht ist Deutschland dabei, aus
der Champions League abzu-
steigen, und dies obwohl gerade
vor dem Hintergrund der mit der
globalisierten Informationsgesell-
schaft wesensmäßig verbundenen
beschleunigten Wissensproduk-
tion und -diffusion Investitionen in
Humankapital die wohl wichtigsten
Standort- und wohlstandssichern-
den Maßnahmen in einer alternden
Wohlstandsgesellschaft wie der
deutschen sind.

In Deutschland beginnt ein weit-
aus geringerer Prozentsatz eines
Jahrgangs ein Studium, als dies in
den meisten OECD-Ländern der
Fall ist. Von den Studienanfängern
in Deutschland bricht ferner fast
die Hälfte ihr Studium ab, und die
Studentenzahlen in den techni-
schen und naturwissenschaft-
lichen Fächern sind außerordent-
lich niedrig, mit der Folge, dass
Deutschland am unteren Ende der
OECD-Skala liegt. Zudem ist das
Studium in Deutschland auch
noch teuer, was weniger an den
Ausgaben pro Student und pro
Jahr liegt - diese liegen nicht
deutlich über dem OECD-Durch-
schnitt • -, sondern daran, dass in
Deutschland sehr viel länger stu-
diert wird. Problematisch ist dies
auch deswegen, da die hohen Pro-
Kopf-Aufwendungen nur einem re-
lativ kleinen Teil der Bevölkerung
zugute kommen.

Diese Defizite wird man nicht
nur, wie es derzeit versucht wird,
mit einer - notwendigen - Moder-
nisierung des Dienstrechtes und
des Rechnungswesens der Hoch-
schulen, kurz einer Mobilisierung
zweifellos vorhandener interner
Effizienzreserven, beheben kön-
nen. Will man den internationalen
Anschluß nicht verlieren, führt an
einer besseren Ressourcenaus-
stattung unseres Bildungssy-
stems, sprich mehr Geld - seien es
Steuermittel oder horribile dictu
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Studiengebühren - kein Weg vor-
bei. Mit nur 0,08% des BIP (1997)
sind die Zahlungen der privaten
Haushalte an Bildungseinrich-
tungen im Tertiärbereich im übri-
gen außerordentlich gering.

Die Bildungspolitik muß zudem
auch mit der Migrationspolitik ab-
gestimmt werden, da die Integra-
tion junger Ausländerinnen und
Ausländer in das deutsche Bil-
dungssystem höchst unbefriedi-
gend ist. Stieg in den 90er Jahren
deren Beteiligung an der schuli-
schen, beruflichen und Hoch-
schulausbildung noch an, läßt sich
jetzt ein Stagnieren der Entwick-
lung, teilweise sogar ein Rückgang
verzeichnen. Da eine gute (Schul-)
Bildung aber in Zukunft für den
Einzelnen und für die Gesellschaft
in einer globalisierten Welt immer
unerlässlicher sein wird, muß die
Bildungsbeteiligung der ausländi-
schen Bevölkerung gefördert wer-
den - diese sind insbesondere an
den Hochschulen wenig vertreten
-, zusätzlich müssen sie auch des-
wegen weiter in das deutsche
Bildungssystem integriert werden,
weil bei der ausländischen Bevöl-
kerung jüngere Altersklassen stär-
ker besetzt sind als bei der deut-
schen. Auf dieses Potenzial darf
nicht verzichtet werden.

Überspitzt, aber nicht falsch,
wird man sagen können, dass
über die langfristige wirtschaftliche
Zukunft der alternden Wirtschafts-
weltmacht Deutschland und damit
über die zukünftigen Lebenschan-
cen der Bevölkerung und auch de-
ren gerechten Verteilung minde-
stens so sehr auf dem Feld der
Bildungspolitik wie auf dem der
Finanz- und Wirtschaftspolitik ent-
schieden wird.

Beschäftigungspolitik

Es ist ein bemerkenswerter Be-
fund, dass die Bevölkerung älter
wird, während gleichzeitig ver-
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sucht wird, die Belegschaften der
Betriebe zu verjüngen.

Ausweislich des Mikrozensus
waren im April 1999 von den gut
5,6 Mill. Menschen zwischen 60
bis unter 65 in Deutschland
1,1 Mill. oder 19,5% erwerbstätig,
260000 davon als Selbständige
und 800000 als abhängig Be-
schäftigte. In der gewerblichen
Privatwirtschaft finden sich nach
den massiven Restrukturierungs-
prozessen Mitte der neunziger
Jahre heute kaum noch ältere Ar-
beitnehmer. In der Diskussion um
die „Rente mit 60" wurde darauf
hingewiesen, dass nur gut 450000
Beschäftigte über 60 und nur etwa
2,1 Mill. zwischen 55 und 59 Jahre
alt sind.

Die niedrige Erwerbsquote älte-
rer Arbeitnehmer in Deutschland
ist das Ergebnis

D einer altersselektiven jugend-
zentrierten Personalpolitik der Un-
ternehmen, bzw. der Annahme der
Arbeitgeber, mit alternden Beleg-
schaften nicht im Wettbewerb be-
stehen zu können,

D dem Glauben der Gewerkschaf-
ten, durch Frühverrentungen das
Problem der Arbeitslosigkeit lösen
zu können, und

D eine lange Zeit den Gewerk-
schaft- und Arbeitgeberwünschen
entgegenkommende staatliche
Frühverrentungspolitik.

Arbeitsmarktpolitisch motivierte
Vorverlegungen des Rentenein-
trittsalters sind zwar vordergründig
plausibel,. vor dem demografi-
schen Hintergrund aber kontrapro-
duktiv und zudem auch hinsicht-
lich ihrer arbeitsmarktentlastenden
Wirkungen zweifelhaft.

Empirisch belastbare Belege,
dass eine Herabsetzung des Pen-
sionseintrittsalters die Beschäfti-
gung der Jüngeren erhöht, sind
äußerst spärlich. Die Mehrzahl der

internationalen Querschnittsver-
gleiche deutet eher auf das Ge-
genteil hin; denn in der überwie-
genden Zahl der OECD-Staaten
korrelieren das Pensionseintritts-
alter und die Höhe insbesondere
der Jugendarbeitslosigkeit nega-
tiv. Eine alle EU-Staaten einbezie-
hende Analyse2 kommt zu dem
Ergebnis: „Early retirement of older
workers does not induce Iower
youth unemployment."

Es wird zudem oft übersehen
bzw. verdrängt, dass selbst für
den hypothetischen Fall, dass die
durch eine Vorverlegung des Pen-
sionseintrittsalters freigemachten
Stellen "zu 100% wieder besetzt
würden, kein einziger zusätzlicher
Arbeitsplatz geschaffen würde. Da
nun aber nie alle so „freigemach-
ten" Stellen wieder besetzt wer-
den, bedeutet jede Begünstigung
eines vorzeitigen Renteneintritts -
sei es durch die fragwürdige Idee
der „Rente mit 60" oder aber auch
durch „Verbesserungen bei der
Altersteilzeit" - immer die Begün-
stigung eines gesamtwirtschaft-
lichen Beschäftigungsabbaus bzw.
eine Verschärfung des Umver-
teilungsdruckes von Jung nach Alt
und einen Verstoß sowohl gegen
die politischen Prinzipien der Be-
schäftigungs- und Wachstumseffi-
zienz wie auch gegen die Gene-
rationengerechtigkeit.

Aufschlussreich ist in diesem
Zusammenhang ein Blick über die
Grenzen: In der Schweiz sind 71 %
der 55- bis 64-Jährigen erwerbs-
tätig, in Norwegen 67%, in Japan
64% und in den USA immerhin
noch 58%, während es in
Deutschland keine 39% sind. Dies
zeigt, dass hier ein noch nicht aus-
geschöpftes Potenzial liegt, die

* M. Boldr in , J. J. Dolado, J. F.
Jemeno, F. Peracchi: „The Future of
Pensions in Europe", in: Economic policy
Nr. 28, April 1999, S. 289-320.
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vorprogrammierten demografi-
schen Probleme in durchaus rele-
vanten Maße zu »verringern, zumal
es auch wenig wahrscheinlich ist,
dass in den anderen Ländern die
Arbeitswelt so viel humaner und
der Rationalisierungsdruck so viel
geringer ist, dass aus diesen Grün-
den dort so viele ältere Arbeit-
nehmer beschäftigt sind.

Weniger eine Heraufsetzung des
gesetzlichen Renteneintrittsalters
von derzeit 65 Jahren, sondern ein
höherer Beschäftigungsgrad der
55-64-Jährigen sollte im Focus
einer zukunftsorientierten Wirt-
schafte-.und Sozialpolitik stehen.
Nicht nur die Gewerkschaften soll-
ten dies akzeptieren, auch die
Unternehmer sollten sich darauf
einstellen, mit alternden Beleg-
schaften im Wettbewerb zu beste-
hen.

Verlängerung der
Lebensarbeitszeit

Einen politischen „Königsweg"
zu einer Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit gibt es nicht. Eine sol-
che Politik erfordert gleicher-
maßen

D einen Abbau von Fehlanreizen
im Renten- und Steuersystem,

D einen Rückbau der Senioritäts-
elemente in unserem Entlohnungs-
system,

D eine altersgerechte Gestaltung
und Organisation der Arbeitsplätze
und nicht zuletzt ,

D eine betriebliche Weiterbil-
dungspolitik, die nicht mehr wie
bisher ältere Arbeitnehmer sträf-
lich vernachlässigt, sondern ihnen
ein berufsbegleitendes Lernen,
eben ein Lifelong learning ermög-
licht. Aufgrund des beschleunigten
Wissenszuwachses und den damit
verbundenen Verkürzungen der
Halbwertzeiten eines einmal er-
worbenen Wissenfundus wird der

Weiterbildungspolitik ohnehin ein
wachsender Stellenwert zukom-
men müssen.

Familienpolitik

In Deutschland besteht - ge-
messen am bestandserhaltenden
Niveau - ein Geburtendefizit von
ca. 35%. Anekdotische Evidenzen
gibt es einige, befriedigende und
valide .Ursachenerklärungen für
diesen Befund gibt es nicht. Gäbe
es sie, könnte man eine aktive Be-
völkerungsentwicklung nicht nur
propagieren - wie es gelegentlich
getan wird -, sondern auch erfolg-
reich praktizieren. Bislang ist es
aber noch keinem Land gelungen,
eine nachhaltige und erfolgreiche
pronatalistische Bevölkerungspoli-
tik im Sinne einer Steuerung der
Geburtenraten zu betreiben. Was
durch staatliche Steuer- und
Transferpolitik möglich zu sein
scheint, ist den Zeitpunkt bzw. die
zeitliche Abfolge von ohnehin ge-
planten Geburten zu beeinflussen,
kaum aber die Zahl.

Und wenn in einigen modernen
Staaten die Geburtenzahlen an-
stiegen, ginge dies weniger mit zu-
sätzlichen finanziellen Unterstüt-
zungen einher, sondern mehr mit
staatlichen Dienstleistungsange-
boten und solchen Maßnahmen,
die die Gleichzeitigkeit von Mut-
terschaft und Berufstätigkeit be-
günstigten, um auf diese Weise die
mit dem steigenden Ausbildungs-
niveau (der Frauen) höheren und
steigenden Opportunitätskosten
von Kindern bei einem Rückzug
aus der Erwerbsarbeit zu verrin-
gern.

Aus dem Aufziehen und Erzie-
hen von Kindern in unserer altern-
den Gesellschaft resultieren positi-
ve Externalitäten, d.h. Wohlfahrts-
gewinne für die Gesellschaft und
damit insbesondere auch für die
Kinderlosen. Aus diesem Grunde
ist ein Ausbau der staatlichen, d.h.

über steuerliche Erleichterungen
und staatliche Transferzahlungen
vermittelte Familienpolitik drin-
gend geboten.

Akzeptiert man aber, dass man
dem ansteigenden intergenerati-
ven Umverteilungsbedarf am ehe-
sten begegnen kann, je höher die
wirtschaftliche Wertschöpfung und
vor allem auch je höher die Be-
schäftigung ist, dann sollte bei al-
len dringend zu intensivierenden
kinder- und familienpolitischen Be-
mühungen darauf geachtet wer-
den, dass damit keine Anreize ver-
bunden sind, dass sich insbeson-
dere die Frauen aus der Erwerbs-
arbeit zurückziehen. Denn dadurch
würde - wie durch jeden Rückzug
aus der Erwerbsarbeit in einer al-
ternden Gesellschaft - der interge-
nerative Umverteilungsdruck wei-
ter erhöht werden. Negativ zu be-
urteilen wäre in diesem Zusam-
menhang die Einführung eines Er-
ziehungs- oder Elterngehaltes
oder die Aufstockung der Kinder-
erziehungszeiten für die ersten
beiden Kinder. Wünschenswert
sind dagegen ein verstärkter Aus-
bau der Kinder- und Familien-
förderung, aber nicht als Substitut
für Erwerbstätigkeit: d.h. Verbes-
serungen beim Kindergeld, Kinder-
freibetrag, Erziehungsfreibeträge
oder Betreuungsschecks und El-
ternurlaub sowie die Aufstockung
der Rentenanwartschaften teilzeit-
arbeitender Mütter.

Und ein entscheidender, gleicher-
maßen familien- wie frauen- und
beschäftigungspolitischer Fort-
schritt wäre es, das' Dogma der
Halbtagsschuie zu überwinden.

Zuwanderungspolitik

Zuwanderung kann die Alterung
der Bevölkerung auf keinen Fall
und ihr Schrumpfen nur mit einer
äußerst geringen Wahrscheinlich-
keit verhindern. Nach der vor kur-
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zem vorgelegten Studie der Ver-
einten Nationen „Replacement
Migration" wäre es erforderlich,
dass um

D die derzeitige Wohnbevölke-
rung konstant zu halten, in den
nächsten 50 Jahren 17,2 Mill.
Menschen nach Deutschland ein-
wandern müßten

D die Erwerbsbevölkerung, d.h.
die Anzahl der 15-64-Jährigen
konstant zu halten, 24,3 Mill.
Menschen zuwandern müßten und

D den Altenquotienten, d.h. das
Verhältnis der über 64-Jährigen zu
den 15-64-Jährigen konstant zu
halten, 181,5 Mill. Menschen zu-
wandern müßten.

Ziel einer wie auch immer ge-
steuerten oder gestalteten Zuwan-
derung sollte aber nicht eine kon-
stante bzw. bestimmte Bevölke-
rungszahl oder eine bestimmte
Bevölkerungsstruktur sein. Zahl
und Struktur der Bevölkerung an
sich können keine erstrebenswer-
ten Größen sein; denn entschei-
dend ist nicht das physische „Da-
sein" von Migranten, sondern de-
ren Integration in Gesellschaft und
Wirtschaft. Zuwanderungssteue-
rung, die nichts mit Asylpolitik
bzw. dem Gewähren von Asyl zu
tun hat, sollte auf eine Verbesse-
rung der ökonomischen Wohlfahrt
der gesamten Wohnbevölkerung
ausgerichtet sein.

Akzeptiert man ein solches ge-
samtwirtschaftliches Wohlfahrts-
ziel, wird man Volumen und Mix
der Zuwanderung an nationalen
Kriterien im allgemeinen und an ar-
beitsmarktpolitischen im besonde-
ren ausrichten und nicht an irgend-
welchen Bevölkerungszahlen. Eine
solche - nationalökonomisch kon-
ditionierte - Politik kann, je nach
Sichtweise eine Begrenzung oder
eine gezielte Erhöhung der Zuwan-
derung beinhalten. Denn Zuwan-

derer bzw. Arbeitsmigranten kön-
nen grundsätzlich

D substitutive, d.h. verdrängende
Wirkungen auf die heimischen Ar-
beitskräfte haben oder

D „komplementäre", d.h. die Be-
schäftigungschancen der vorhan-
denen Arbeitskräfte verbessern.

Die in aller Regel illegalen Bau-
arbeiter und Reinigungshilfskräfte
aus Osteuropa dürften der Kate-
gorie „Substitute" zuzuordnen
sein; die IT-Spezialisten den „Kom-
plementen", da jeder dieser Zu-
wanderer bis zu sieben neue Ar-
beitsplätze schaffen dürfte.

Steuerung der Migration

Akzeptiert man dies, dann folgt
daraus, dass angesichts der
langfristig schrumpfenden und
alternden Erwerbsbevölkerung in
Deutschland ein Zuwanderungs-
bedarf erwächst. Deutschland
sollte dann nicht mehr die bisheri-
ge Einwanderungsgesellschaft, in
der Einwanderung hingenommen
wurde, bleiben sondern ein Ein-
wanderungsland werden, in dem
versucht wird, über ein Einwande-
rungsgesetz diese Migration nach
bestimmten Kriterien zu steuern.

Bei einer solchen Zuwande-
rungssteuerung ist sowohl auf den
Bedarf der Unternehmen an Ar-
beitskräften zu achten als auch
darauf, dass es nach Möglichkeit
zu einer positiven Beeinflussung
des Wirtschaftswachstums ohne
unerwünschte Verdrängungen auf
dem Arbeitsmarkt kommt. Ange-
sichts des prognostizierten qualifi-
katorischen Strukturwandels ist
davon auszugehen, dass sich das
Angebot an Arbeitsplätzen für
Nichtqualifizierte in den nächsten
zehn Jahren halbieren wird und
damit die Beschäftigungschancen
dieses Teils der vorhandenen Er-
werbspersonen potenziell ab-
nimmt, eine zuwanderungsbeding-

te Substitutionskonkurrenz im
Bereich der nicht oder wenig qua-
lifizierten Arbeit sollte daher ver-
mieden werden.

Wenn man für eine derartige, an
nationalen arbeitsmarktpolitischen
Bedürfnissen orientierte Politik plä-
diert, verbietet es sich im übrigen,
Asylsuchende bzw. Kriegsflücht-
linge auf das Kontingent der im
nationalen Interesse erforderlichen
bzw. erwünschten Arbeitsmigra-
tion anzurechnen. Wenn eine be-
stimmte Höhe und ein bestimmter
Mix wirtschaftlich zweckmäßig, ja
notwendig sind, dann kann es kei-
nen Sinn machen, diese beschäfti-
gungs- und wachstumspolitisch
erwünschte Zuwanderung mit der
Zahl der Asylsuchenden zu ver-
rechnen; es sei denn, man erteilt
den Asylsuchenden, deren Qualifi-
kationsprofil dem einwanderungs-
politischen Anforderungsprofil ent-
spricht, die Arbeitserlaubnis.

Asylpolitik ist Menschenrechts-
politik, und Zuwanderungspolitik
ist nationale Wirtschaftspolitik.

Da, um es zu wiederholen, aus
der demografischen Entwicklung
ein wachsender Zuwanderungsbe-
darf resultiert, wäre es wün-
schenswert, wenn die Politik als-
bald den Mut fände, ein Einwande-
rungsgesetz zu erlassen - ohne
das Recht auf Asyl preiszugeben
oder weiter zu verwässern -, nicht
zuletzt deshalb, um in den näch-
sten Jahren, in denen noch kein
ausgeprägter Zuwanderungsbe-
darf besteht, eine derartige Geset-
zesanwendung zu „üben" und zu
„lernen".

Es sollte klar geworden sein,
dass die als negativ beurteilten
Auswirkungen der Bevölkerungs-
alterung auf Wachstum und Ver-
teilung, ein Bündel Maßnahmen
erfordert, die weit über den sozial-
politischen Bereich hinausgehen.
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Wolfgang Klauder

Geburtenrückgang und Arbeitsmarkt

Im Jahr 1990 war noch jede dritte
I Erwerbsperson unter 30 Jahre alt,
1997 nur noch jede vierte, in we-
nigen Jahren wird es nur noch jede
fünfte sein. Seit 1997 schrumpft
ebenfalls das Gesamtangebot an
Erwerbspersonen. Die seit den
70er Jahren weit unter dem Be-
standserhaltungsniveau der Be-
völkerung liegenden Geburten-
ziffern schlagen nunmehr voll auf
den Arbeitsmarkt durch.

Bereits gegen Ende der 70er
Jahre war es in Wissenschaft und
Öffentlichkeit zu einer intensiven
Erörterung aller Aspekte dieser de-
mographischen Entwicklung und
der gleichzeitig zu beobachtenden
deutlichen Verstärkung der Er-
werbsbeteiligung der verheirateten
Frauen gekommen1. Die Tenden-
zen wurden als säkulare Trends mit
weitreichenden Folgen für alle
Gesellschaftsbereiche eingestuft.
Für den Arbeitsmarkt interpretierte
man dementsprechend , das da-
mals einsetzende Hineinwachsen
der geburtenstarken Nachkriegs-
jahrgänge in das Erwerbsleben als
vorübergehende demographische
Welle und prognostizierte bereits
damals für die Zeit ab etwa 1990
eine fortlaufende Schrumpfung
und Alterung des Erwerbsperso-
nenpotentials. -

1 Vgl. z.B. Bevölkerungsentwicklung und
nachwachsende Generation, Bericht eines
Arbeitskreises der Gesellschaft für sozialen
Fortschritt, Schriftenreihe des Bundes-
ministers für Jugend, Familie und Gesund-
heit, Bd. 93, Stuttgart 1980. Wolfgang
K lauder : Die Bedeutung des Bevölke-
rungsrückganges für Arbeitsmarkt, Wirt-
schaft und Politik, in: MittAB 4/1980,
S. 485-497.

Nicht vorausgesehen wurden al-
lerdings verständlicherweise die
einschneidenden Veränderungen
der internationalen Rahmenbedin-
gungen um 1990. Im Gefolge der
überraschenden Überwindung der
Grenzen schloss sich auf der An-
gebotsseite des Arbeitsmärktes an
die demographische Welle der
80er Jahre eine Zuwanderungs-
welle an, die selbst 1991 bis 1997
noch zu einem Nettozustrom von
ca. 1,7 Mill. Erwerbspersonen
nach Gesamtdeutschland führte.
Erst ab 1998 liegt der Wande-
rungssaldo nahe Null. Seitdem
wirkt dem demographischen
Schrumpfungseinfluss (2000 ca.
-240000 Personen) praktisch nur
noch der Anstieg der Verhaltens-
kqmponente (2000 ca. +50000
Personen) entgegen, der sich als
Saldo vor allem aus den steigen-
den westdeutschen und einigen
leicht sinkenden ostdeutschen
Frauenerwerbsquoten sowie Früh-
verrentungen ergibt. Auf den Alte-
rungsprozess hatte die Zuwande-
rung dagegen kaum Einfluss. Die-
ser könnte nur dann wesentlich
gemildert werden, wenn dauerhaft
vorwiegend Kinder im Umfang des
deutschen Geburtendefizits zu-
wanderten2.

Globale Perspektiven

Welche Perspektiven, welche
Handlungsoptionen ergeben sich
nunmehr für die Zukunft? Zu-
nächst zur globalen Entwicklung.

Wie Modellrechnungen des IAB
zeigen (vgl. Abbildung), würde das
Erwerbspersonenpotential bei un-
veränderten Erwerbsquoten und
weiter ausgeglichener Wande-
rungsbilanz aufgrund der natürli-
chen Bevölkerungsentwicklung in
naher Zukunft noch drastischer
sinken als zur Zeit, in diesem Jahr-
zehnt zwar um nur insgesamt -1,8
Mill. Personen, im zweiten und
dritten Jahrzehnt, wenn die stark
besetzten Nachkriegs-Jahrgänge
ins Rentenalter kommen, jedoch
sogar um rund 4 Mill. und 5,7 Mill.,
im vierten Jahrzehnt um knapp 4
Mill. 2040 gäbe es fast 40% weni-
ger Erwerbspersonen als heute.
Die durchschnittlich-jährlichen
Schrumpfungsraten betrügen in
diesen vier Jahrzehnten 0,5%,
1,1%, 1,8%, 1,5%. Das bedeutet:
Nur in dem Umfang, wie bei Voll-
beschäftigung der Produktivitäts-
fortschritt je Erwerbstätigen diese
Raten übertreffen würde, ergäbe
sich noch ein positiver Wachs-
tumsspielraum. Ansonsten käme
es zu wirtschaftlicher Stagnation
oder Rezession3.

Somit droht der Geburtenrück-
gang bei sonst unveränderten Be-
dingungen zweifellos bei Annähe-
rung an die Vollbeschäftigung zu

' Vgl. z.B. Reiner H. D i n k e l , Uwe
L e b o k : Die langfristige Entwicklung des
Erwerbspersonenpotentials bei alternativen
Annahmen über die (Netto)Zuwanderung, in:
MittAB 4/1993, S. 495-506.

3 Häufig wird versucht, diesen Effekt mit
dem Hinweis zu relativieren, dass wegen der
gleichzeitig sinkenden Bevölkerung die Pro-
Kopf-Einkommen und damit der Lebens-
standard ja noch steigen könnten. Eine sol-
che Argumentation übersieht-jedoch, wie
ernst Wirtschaft und Arbeitsmarkt gefährdet
sind, wenn im Schnitt der Volkswirtschaft
das Wirtschaftswachstum über Jahre hin-
weg gegen Null tendieren würde und somit
vermutlich die halbe Volkswirtschaft
schrumpfen müsste.
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einer Wachstum und Wohlstand
auf breiter Front gefährdenden all-
gemeinen Arbeitskräfteknappheit
zu führen. Hierzu müsste jedoch
zunächst einmal die Arbeitslosig-
keit auf ein akzeptables Maß zu-
rückgeführt werden. Wie die der-
zeitige Wirtschaftsentwicklung so-
wie die vorliegenden Simulationen
und Strategievorschläge nahele-
gen, scheint dies durchaus inner-
halb von fünf bis zehn Jahren be-
reits allein über einen anhaltenden
Beschäftigungsaufschwung im
Rahmen des Möglichen zu liegen4.
Aufgrund des Potentialrückganges
wäre dieses Ziel sogar noch
schneller erreichbar.

Allerdings könnte es sich als ge-
fährliche Illusion erweisen, bei der
Lösung des Arbeitslosigkeitsprob-
lems zu sehr auf den rein demo-
graphischen Potentialrückgang zu
hoffen, wie auch das Beispiel der
80er Jahre lehrt. Außerdem ist das
Beschäftigungsproblem viel grö-
ßer, als es die amtlichen Arbeits-
losenzahlen suggerieren. Nach wie
vor sind viele Struktur- und Flexibi-
litätsprobleme nicht gelöst, um im
internationalen Wettbewerb beste-
hen zu können. Die Weltwirtschaft
befindet sich im Umbruch. Für ei-
nen nachhaltigen Beschäftigungs-
aufschwung ist ein Wachstums-
pfad von 3% noch zu gering. Der
Anstieg der Beschäftigung ist
noch weitgehend auf West-
deutschland beschränkt.

Zählt man die Menschen in der
Arbeitsmarktförderung und der
Stillen Reserve hinzu, so fehlen in

4 Vgl. hierzu das Strategiebündel des IAB
von 1996 in: Wolfgang K lauder , Peter
Schnur , Gerd Z i ka : Wege zu mehr Be-
schäftigung. Simulationsrechnungen bis
zum Jahr 2005 am Beispiel Westdeutsch-
land. lABWerkstattbericht Nr. 5/1996. Eine
Erweiterung des lAB-Strategiebündels auf
Basis einer ausführlichen Ursachenanalyse
der deutschen Arbeitslosigkeit enthält Wolf-
gang K laude r : Arbeit, Arbeit, Arbeit - Mit
offensiven: Strategien zu mehr Beschäfti-
gung, Zürich, Osnabrück 1999.

Deutschland 6 bis 7 Mill. reguläre
Arbeitsplätze. Berücksichtigt man
außerdem die von Subventionen
und Steuervergünstigungen ab-
hängenden Arbeitsplätze sowie
die dem Arbeitsmarkt durch den
Irrweg der massenhaften Frühver-
rentung vorzeitig entzogenen
Menschen, dürften in Deutschland
um die 10 Mill. wettbewerbsfähige
reguläre Arbeitsplätze fehlen. Auch
der Streit um den Anteil echter und
unechter Arbeitsloser ist bei dieser
Größenordnung müßig. Während
in den neunziger Jahren das
Schreckgespenst ausgehender Er-
werbsarbeit an die Wand gemalt
wurde, sollte daher der derzeitige
Konjunkturaufschwung nicht dazu
verleiten, die noch zu lösenden
Beschäftigungsprobleme zu unter-
schätzen.

Andererseits sollte man in einer
offenen Marktwirtschaft aber auch
die Gefahr einer dauerhaften allge-
meinen Arbeitskräfteknappheit
nicht überschätzen, wenn Wirt-
schaft und Gesellschaft zu flexib-
len Anpassungen bereit sind und
der nötige Strukturwandel nicht
behindert wird. Bei zunehmender
Arbeitskräfteknappheit ist auf je-
den Fall mit gegenläufigen Reakti-
onen der Marktteilnehmer und der
Politik zu rechnen.

Ansatzpunkte zum
Marktausgleich

So sind bei allgemeiner Arbeits-
kräfteknappheit verstärkte Ratio-
nalisierungen und damit zusätz-
liche Produktivitätsfortschritte zu
erwarten. Eine allmähliche Steige-
rung der Fortschrittsrate um bis zu
0,5% dürfte noch nicht aus dem
Rahmen der bisherigen Entwick-
lung fallen. Damit könnte die de-
mographische Schrumpfungs-
komponente bereits zu einem er-
heblichen Teil kompensiert wer-
den, im Schnitt bis 2040 um im-
merhin 40%. Allerdings könnten

die Alterung des Erwerbsperso-
nenpotentials, unzureichende Wei-
terbildung oder eine Zuwanderung
vorwiegend ungelernter Arbeits-
kräfte diesen Bemühungen Gren-
zen setzen. Auch müsste die In-
vestitionsquote zu Lasten der
Konsumquote erhöht werden. Der
vorgesehene Aufbau einer zusätz-
lichen kapitalgedeckten Altersvor-
sorge wäre auch hierfür hilfreich.

Einen weiteren Ansatzpunkt bie-
tet die Jahresarbeitszeit. Seit 1960
wurde in der alten Bundesrepublik
im Schnitt immerhin nahezu 1%
des jährlichen Produktivitätsfort-
schritts zur Verkürzung der Jahres-
arbeitszeit verwendet. Zwar über-
wiegen zur Zeit noch die Wünsche
nach etwas kürzeren effektiven
Arbeitszeiten. Auch ist die Ost-An-
passung noch nicht ganz abge-
schlossen. Ferner sind Forderun-
gen nach allgemeinen schemati-
schen Arbeitszeitverkürzungen
noch nicht generell vom Tisch.

Im Zuge des Strukturwandels
der Wirtschafts- und Arbeitswelt,
wie er vor allem durch die neuen
Informationstechnologien, aber
auch durch die Globalisierung und
den Werte- und sozialen Wandel
ausgelöst wird, sind jedoch nur
noch eine Flexibilisierung und
Individualisierung der Jahres- und
Lebensarbeitszeit sinnvoll und zu-
kunftsträchtig. Das starre Vollzeit-
Normalarbeitsverhältnis des In-
dustriezeitalters wird allmählich
immer mehr an Bedeutung verlie-
ren. Arbeite-, Wohn- und Freizeit-
welt werden autonom, flexibel und
dezentralisiert neu gestaltet wer-
den. Je rascher diese Entwicklung
voranschreitet, um so eher dürfte
sicherlich der Wunsch nach weite-
ren Arbeitszeitverkürzungen an
Bedeutung verlieren und bei man-
chen auch die Bereitschaft zu wie-
der längerer Jahresarbeitszeit
wachsen, zumal wenn die Arbeit
interessant genug ist, um sie als
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einen sinnvollen Bestandteil des
Lebens anzusehen. Somit stünde
in Zukunft der Produktivitätsfort-
schritt voll zur Substitution knap-
per Arbeitskräfte und zur realen
Wohlstandsmehrung zur Verfü-
gung, mithin auch ein größerer ko-
stenneutraler Lohnerhöhungs-
spielraum als sonst für gezielte
Marktanreize zur eventuellen Wie-
derverlängerung von Arbeits-
zeiten.

Ausschöpf ung des
Erwerbspersonenpotentials

Bei der Erwerbsbeteiligung gibt
es im wesentlichen nur zwei Berei-
che, in denen das Erwerbsperso-
nenreservoir noch nicht ausge-
schöpft ist: die Alterserwerbs-
tätigkeit und die Frauenerwerbs-
tätigkeit. Wie bereits angespro-
chen, gibt es" in allen Industrie-
ländern einen säkularen Trend zu
vermehrter Erwerbsbeteiligung
auch der verheirateten Frauen.
Diesen hat selbst die hohe Arbeits-
losigkeit der letzten 25 Jahre nicht
brechen können.

Im Gegensatz zu früher planen
heute auch in Westdeutschland
über 90% der Mädchen und ihrer
Eltern eine im Prinzip lebenslange
Berufstätigkeit in ihre Lebensvor-
stellungen ein. Rollenkonflikte sol-
len vor allem über Teilzeit und zeit-
weilige Unterbrechung gelöst wer-
den.

Außerdem wird längerfristig der
absehbare Strukturwandel der Ar-
beitswelt zu entkoppelten Arbeits-
und Betriebszeiten, zu dezentrali-
sierten, kleineren Arbeitsstätten
und zu Heimarbeit und Selbstän-
digkeit die Vereinbarkeit von Beruf
und Familie erheblich erleichtern.

5 Vgl. Peter S c h n u r : Arbeitslandschaft
2010-Teil 1, Dienstleistungsgesellschaft auf
industriellem Nährboden. lABKurzbericht Nr.
9/26.8.1999. Werner D o s t a l , Alexander
R e i n b e r g : Arbeitslandschaft 2010 - Teil
2, Ungebrochener Trend in die Wissensge-
sellschaft, lABKurzbericht Nr. 10/27.8.1999.

Projektion des Erwerbspersonenpotentials in
Gesamtdeutschland11995 bis 2040

(Wohnortkonzept, in Mill. Erwerbspersonen)

50

35

30 -

25 -

Varianten mit Zuwanderung'

6 Wanderungssaldo der ausländischen
Bevölkerung 500 000 jährlich ab 2000,
obere Erwerbsquoten-Variante

5 Wanderungssaldo der ausländischen
Bevölkerung 200 000 jährlich ab 2000,
oberer Erwerbsquoten-Variante

4 Wanderungssaldo der ausländischen
Bevölkerung 100000 jährlich ab 2000,
oberer Erwerbsquoten-Variante

• Einschließlich einer von 80000 auf 10000
abhehmenden jährlichen Zuwanderung von
Deutschen (Aussiedler).

Varianten ohne Wanderung

3 obere Erwerbsquoten-Variante

2 untere Erwerbsquoten-Variante

3 konstante Erwerbsquoten aus
1995 (Ostdeutschland) bzw.
1996 (Westdeutschland)

Variante 6

Variante 5

Variante 4

Variante 3

Variante 2
Variante 1

20
1995 2000 2005 2010 2015 2020 2025 2030 2035 ,2040

' Die Zahlen berücksichtigen noch nicht die durch die VGR-Revisionen bedingten
Anpassungen der Arbeitsmarktdaten.

Q u e l l e : Johann F u c h s , Manfred T h o n : Nach 2010 sinkt das Angebot an Arbeits-
kräften. lABkurzbericht Nr. 4 / 20.5.1999.

Ferner kommt ebenfalls der Wan-
del der Tätigkeitsstruktur zu den
Dienstleistungen einer vermehrten
Frauenbeschäftigung entgegen.
Allerdings steigt - abgesehen vom
Bereich der geringfügigen und
Niedriglohnbeschäftigung - vor al-
lem der Bedarf an höher qualifi-
zierten Dienstleistungen5.

Wie interregionale und inter-
nationale Vergleiche zeigen, dürfte
in Westdeutschland auch heute
immer noch ein Potential für eine
weitere Anhebung der Erwerbs-
quoten der verheirateten Frauen
vorhanden sein - trotz des bereits
in den letzten 25 Jahren vollzoge-
nen Anstiegs. Das Institut für Ar-
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beitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) hat daher bei seiner Poten-
tialprojektion zwei Verhaltensvari-
anten gerechnet. Die obere Varian-
te gibt praktisch bereits die Ober-
grenze des Spielraums an. Denn
bei dieser steigen auch die Quoten
der 25-54-jährigen westdeutschen
Frauen bis 2030 auf das Männer-
niveau, wie es heute bereits weit-
gehend in Ostdeutschland der Fall
ist. Größere Abweichungen zu den
Männern gibt es dann in Ost und
West nur noch bei den älteren
Frauen aufgrund der unterschiedli-
chen Rentenzugangsmöglichkeiten.

Wie die Abbildung veranschau-
licht, könnte mit einer höheren
Frauenerwerbsbeteiligung der de-
mographisch bedingte Rückgang
des Erwerbspersonenpotentials
immerhin zunächst deutlich abge-
schwächt werden (2000/2010 von
fast -2 Mill. auf rund -0,5 Mill.,
2000/2020 von knapp -6 Mill. auf
annähernd -4 Mill. Erwerbsperso-
nen). Nach zunehmender Aus-
schöpfung des Spielraumes setzt
sich naturgemäß die Abnahme--
tendenz wieder voll durch.

Vermehrte
Alterserwerbstätigkeit

Denkbar ist längerfristig auch
eine vermehrte Alterserwerbstätig-
keit durch eine schrittweise Anhe-
bung der durchschnittlichen Al-
tersgrenze. Angesichts der bislang
noch weiter steigenden Lebens-
erwartung und der Trends zu fle-
xibleren und individuelleren Ar-
beitszeiten, zu selbständigerer Tä-
tigkeit und Heimarbeit sowie zu
körperlich weniger anstrengenden
Dienstleistungstätigkeiten wird es
sicherlich in Zukunft nicht nur viele
Selbständige, Künstler und Politi-
ker, sondern auch immer mehr Ar-
beitnehmer geben, die von sich
aus noch über das 65. Lebensjahr
hinaus tätig sein wollen. Wer heute
in den Ruhestand tritt, hat immer-

hin im Durchschnitt noch ein Vier-
tel seines Lebens vor sich und ist
häufig als Siebzigjähriger körper-
lich und geistig so fit, wie es die
Sechzigjährigen in den 70er Jah-
ren waren. Außerdem bestätigt die
Altersforschung immer wieder:
Das Gefühl, gebraucht und nicht
abgeschoben zu werden, ist für
das Wohlbefinden im Alter von
äußerster Wichtigkeit und einer
humanen Gesellschaft angemes-
sen, die ansonsten das Soziale so
sehr betont. Gerade bei Frührent-
nern kommt es daher nicht selten
zu einem plötzlichen Abfall der Lei-
stungsfähigkeit und einem schnel-
len Alterungsprozess.

Viele Vorbehalte gegenüber der
Erwerbstätigkeit älterer Menschen
beruhen offensichtlich auf Vorur-
teilen oder entstammen noch einer
Wirtschaftsstruktur, die den Arbeit-
nehmern vor allem physische Kraft
abverlangte: Die Vermutung eines
„natürlichen" altersbedingten Ab-
baus von Befähigungen ist empi-
risch nicht belegt. Es kommt nur
zu einer Umschichtung ,in der
Rangordnung6. Unfreiwillige Früh-
pensionierungen und eine starre
Altersgrenze bedeuten deshalb ei-

6 Nach Untersuchungen der Sozial- und
Altersforschung ist zwar im Alter vor allem
bei körperlichen Anstrengungen, aber auch
bei Lernfähigkeit, Flexibilität, Reaktions-
vermögen und Konzentrationsfähigkeit im
allgemeinen mit einem Leistungsabfall zu
rechnen. Keine generellen Unterschiede zu
jüngeren Kollegen bestehen jedoch in den
Bereichen der Intelligenz und des planvollen
Handelns, des Systemdenkens, der Kreati-
vität, Kooperationsfähigkeit, Ausdauer und
Kommunikation. Tendenziell besser schnei-
den ältere Arbeitnehmer sogar ab hinsicht-
lich Erfahrungswissens, handwerklichen
Könnens, Urteilsfähigkeit, Besonnenheit,
Zuverlässigkeit, Sorgfalt, Qualitätsbewusst-
seins, Verantwortungsbereitschaft sowie im
Umgang mit Stresssituationen. Handicaps in
der Anwendung neuer Technologien beruhen
oft nur auf unzureichender Erstausbildung,
fehlender Fortbildung und vor allem man-
gelndem Training. Die größte Leistungs- und
Lernbarriere für Ältere sind langzeitig ausge-
führte Routinetätigkeiten, bei denen sogar
das Lernen verlernt wird (Disuse-Effekt).
Vgl. insbesondere Barbara Ko l le r , Hans-
Eberhard P l a t h : Qualifikation und Qualifi-
zierung älterer Arbeitnehmer, in: MittAB
1/2000, S. 112-125.

ne große Verschwendung von
Humankapital • und somit von
Wachstums- und Beschäftigungs-
chancen, i

Die Defensiv-Strategie, bei un-
zureichender Beschäftigungslage
die Arbeit von „alt" auf „jung" um-
zuverteilen, kann zwar auf einzel-
wirtschaftlicher Ebene richtig sein.
Gesamtwirtschaftlich ! verkennen
derartige Vorstellungen dagegen
die Dynamik einer Marktwirtschaft
und die Überlegenheit offensiver
Maßnahmen im volkswirtschaft-
lichen Kreislauf. Auf gesamtwirt-
schaftlicher Ebene gibt es kein
feststehendes Beschäftigungs-
volumen. Angesichts der steigen-
den Lebenserwartung und des
Strukturwandels der Arbeitswelt
droht überdies ein Festhalten an
der derzeitigen Altersgrenze von
65 Jahren und an der derzeitigen
Verteilung von Ausbildung, Arbeit
und Arbeitsruhe auf drei streng ge-
teilte Lebensphasen anachroni-
stisch zu werden.

Die abgebildeten lAB-Projek-
tionen berücksichtigen lediglich
die bisher absehbaren Trends
einschließlich der bereits gesetz-
lich verabschiedeten schrittweisen
Rückführung verschiedener Früh-
verrentungsmöglichkeiten7. Um ei-
ne-erste Vorstellung- über die
Größenordnung zu erhalten, wie-
viele ältere Erwerbspersonen bei
veränderten Rahmenbedingungen
gegebenenfalls noch zusätzlich
denkbar oder aktivierbar wären,
wurde daher für die Fünfjahres-
Altersgruppen zwischen 55 und 74
Jahren angenommen, dass die für
diese Altersgruppen vom IAB (in
seiner oberen Verhaltensvariante
ohne Wanderungen) für 2030 vor-
ausgeschätzten Erwerbsquoten
weiter ansteigen auf das Niveau

7 So schätzt das IAB z.B. für die Potential-
Erwerbsquoten der westdeutschen Männer
im Alter von 55-59 Jahren bis 2030 gegenü-
ber 1996 einen Anstieg von 0,808'auf 0,874
und im Alter von 60-64 Jahren von 0,525 auf
0,692 voraus.
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der jeweils vorangehenden Fünf-
jahres-Altersgruppe, dass sich das
Erwerbsverhalten also um fünf
Jahre verschiebt.

Unter dieser Annahme errech-
net sich für 2030 immerhin ein zu-
sätzliches Erwerbspersonenpo-
tential von rund 5 Mill. Personen.
Allerdings dürfte dieses Plus wohl
nur zu reduzierten Arbeitszeiten
realisierbar sein. Je früher außer-
dem ein Erwerbstätiger seine Ar-
beitszeit seinen persönlichen Be-
dürfnissen wie z.B. seinem Ge-;
sundheitszustand anpassen und
seine Qualifikation „up-to-date"
halten kann, um so eher wird er im
übrigen auch in der Lage sein, sei-
ne Erwerbslebenphase zu verlän-
gern8.

Auswirkungen von.
Zuwanderungen

Einen weiteren Ansatzpunkt
zum Ausgleich des Geburtenrück-
ganges bilden die Zuwanderun-
gen. Zur Abschätzung der quanti-
tativen Auswirkungen unterschied-
lich hoher Zuwanderungen auf das
Erwerbspersonenpotential hat das
IAB in seiner Potentialprojektion
seine obere Verhaltensvariante oh-
ne Wanderungen um drei Varian-
ten mit alternativen Nettozuwan-
derungen von jährlich 100000,
200000 und 500000 Ausländern
ab 2000 ergänzt.

Wie die Abbildung zeigt, wäre
bei allen drei Zuwanderungs-
annahmen zunächst mit einem
weiteren Anstieg des Erwerbsper-

8 Die Förderung eines gleitenden Über-
gangs in den Ruhestand mit vermehrter
„echter" Teilzeitarbeit älterer Erwerbsper-
sonen dürfte daher auch allen Arten von
„Frühverrentungsprogrammen" vorzuziehen
sein. Bei einer „echten" Teilzeitlösung käme
es außerdem zu der gegenwärtig noch vor-
teilhaften sofortigen Entlastung des Arbeits-
markes. Die derzeitige Nutzung des Alters-
teilzeitgesetzes zu einer mehrjährigen
Vollzeit-Arbeitsphase und anschließender
Freistellungsphase pervertiert jedoch diese
Idee und ist letztlich auch nichts anderes als
ein staatlich subventioniertes Programm zur
Frühausgliederung von Arbeitnehmern.

sonenpotentials zu rechnen. Bei
allen drei Varianten erreichen die
Potentialkurven aber aufgrund der
natürlichen demographischen Ent-
wicklung bereits zwischen 2010
und 2020 ihren Gipfel. Das Niveau
von 2000 wird jedoch bei 100000
Zuwanderern erst um 2015, bei
200 000 Zuwanderern erst um
2020 und bei 500000 Zuwande-
rern sogar erst nach 2040 unter-
schritten.

Rein rechnerisch könnte natür-
lich jede Arbeitskräfteknappheit
über Zuwanderungen ausgegli-
chen werden. Wanderungspoten-
tial ist weltweit mehr als genug
vorhanden. Praktisch setzen dem
jedoch die Absorptionsbereit-
schaft der heimischen Bevölke-
rung, die Qualifikation und die In-
tegrationsfähigkeit der Zuwande-
rer und die jeweilige Aufnahme-
fähigkeit des Arbeitsmarktes enge
Grenzen. Über das Pro und Contra
war es zuletzt im Zuge des Wie-
dervereinigungsbooms, der Zu-
wandererwelle dieser Jahre und
der 1993er Rezession zu einer
ausführlichen Diskussion gekom-
men9. Das IAB zog damals aus
ökonomischer Sicht folgendes
Fazit10:

9 Vgl. z.B. György B a r a b a s , Arne
G i e s e c k , Ullrich H e i l e m a n n , Hans
Dietrich von L o e f f e l h o l z : Gesamt-
wirtschaftliche Effekte der Zuwanderung
1988 bis 1991; in: RWI-Mitteilungen, Jg. 43,
1992, S. 133-154. Bernhard B l a n k e
(Hrsg.): Zuwanderung und Asyl in der
Konkurrenzgesellschaft, Opladen 1993.
Wolfgang Franz : Zur ökonomischen Be-
deutung von Wanderungen und den Mög-
lichkeiten und Grenzen einer Einwande-
rungspolitik, Diskussionspapier Nr. 3, Kon-
stanz: Universität Konstanz 1993. Bernd
Hof : Europa im Zeichen der Migration.
Szenarien zur Bevölkerungs- und Arbeits-
marktentwicklung in der Europäischen Ge-
meinschaft bis 2020, Köln 1993. Robert
K o l l , Wolfgang O c h e l , Kurt Vog le r -
L u d w i g : Auswirkungen der internationa-
len Wanderungen auf Bevölkerung, Arbeits-
markt und Infrastruktur; in: Ifo-Schnelldienst
6/1993, S. 7-17.

10 Vgl. Wolfgang K laude r : Zu den demo-
graphischen und ökonomischen Auswir-
kungen der Zuwanderung in die Bundes-
republik in Vergangenheit und Zukunft, in:
MittAB 4/1993, S. 477-494.

Im allgemeinen sind von einer
Zuwanderung wie bei einer Bevöl-
kerungsexpansion per Saldo letzt-
lich günstige Impulse auf Wirt-
schaftswachstum, Arbeitsmarkt
und öffentliche Haushalte zu er-
warten. Das positive Ausmaß
steigt mit dem Anteil qualifizierter
und engagierter Arbeitskräfte un-
ter den Zuwanderern. Bis zu Be-
ginn der 93er Rezession hat sich
auch das tatsächliche Wande-
rungsgeschehen insgesamt gese-
hen eher positiv als nachteilig aus-
gewirkt, auch wenn es kurzfristig
teilweise zunächst Anpassungs-
lasten auslöste. In den Rezes-
sionsjahren gereichte der Anwer-
bestopp zum Vorteil. Bei hoher Ar-
beitslosigkeit werden unqualifizier-
te und der deutschen Sprache
kaum mächtige Zuwanderer eher
zu einer Belastung.

Zuwanderungen können nur ei-
nen Bevölkerungsrückgang, kaum
jedoch eine Alterung kompensie-
ren. Angesichts möglicher Hand-
lungsalternativen besteht selbst
nach 2010 kein Zwang zu umfang-
reichen Zuwanderungen. Wenn ei-
ne Überforderung des Arbeits-
marktes, der Bevölkerung und der
Zuwanderer vermieden werden
soll, bedarf es einer sowohl in-
tegrierenden als auch reglemen-
tierenden bewussten Einwande-
rungspolitik11.

11 Aus heutiger Sicht wäre dem nur noch hin-
zuzufügen: Green-Card und Blue-Card sind
erste Schritte in die richtige Richtung. Die
verbreitete Vorstellung, Ausländer würden
Deutschen Arbeitsplätze wegnehmen, ist in
dynamischer gesamtwirtschaftlicher Be1

trachtung nicht haltbar, sondern wiederum
Ausdruck statischer, einzelwirtschaftlicher
Sichtweise. Allerdings dürften für die
Wirkungszusammenhänge auch.die jeweili-
gen Marktbedingungen wie z.B. Arbeits-
verbote für Ausländer, Marktregulierungen,
Möglichkeiten einer Niedriglohnbeschäfti-
gung usw. von Bedeutung sein. Schutzmaß-
nahmen lassen sich ökonomisch zumeist nur
als zeitweilige Überbrückungshilfen zur
Anpassung an den erforderlichen Struktur-
wandel vertreten. Längerfristige Abschottun-
gen von Produkt- oder Arbeitsmärkten
führen in aller Regel im gesamtwirtschaftli-
chen Saldo zu Wohlstands- und Beschäfti-
gungseinbußen.
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Strukturelle Perspektiven

Von gravierender Bedeutung
sind die altersstrukturellen Folgen
der demographischen Entwick-
lung. Der Anteil der unter 30-jähri-
gen Erwerbspersonen pendelt sich
in wenigen Jahren bei rund 20%
ein, nachdem er 1990 noch bei
fast einem Drittel lag. Nachwuchs
wird zur „Mangelware". Der Anteil
der Altersgruppe „50 Jahre und äl-
ter" wird. dagegen - ausgehend
von rund 23% in den 90er Jahren
- mit dem Älterwerden der stark
besetzten • Nachkriegsjahrgänge
kontinuierlich ansteigen. Spätes-
tens, 2020 hat sich die Alters-
pyramide von 1990 genau umge-
dreht: Jede dritte Erwerbsperson
gehört dann zu den über 50-Jäh-
rigen," nur noch jede fünfte zu den
unter 30-Jährigen.

Aufgrund dieser Alterung wird in
Zukunft nicht nur der übliche
Transfer neuen Wissens, sondern
ausgerechnet auch der - vor allem
von den Informationstechnologien
und der Globalisierung ausgehen-
de - fundamentale Strukturwandel
unserer Wirtschafts- und Arbeits-
welt in einem wesentlich bedeu-
tenderen Ausmaß als bisher statt
von der jeweils nachrückenden
jungen Generation nunmehr von
den Erwerbstätigen mittleren und
höheren Alters selbst bewältigt
werden müssen. Berufliche Mobili-
tät und Fortbildung pflegen den
Erwerbspersonen jedoch mit zu-
nehmendem Alter immer schwerer
zu fallen, wenn sie nicht an ein
ständiges Lernen gewöhnt sind.
Für die Masse der Arbeitnehmer
kann von einer nennenswerten
Weiterbildung nach der Berufsaus-
bildung aber immer noch kaum die
Rede sein.

Die aus dem Geburtenrückgang
resultierende Alterung könnte so-
mit den bereits vorhandenen
Mangel geeigneter Fachkräfte ver-
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stärken und die vermehrt geforder-
te Innovations- und Anpassungs-
fähigkeit der Volkswirtschaft ernst-
haft behindern. Außerdem dürfte
für ältere Arbeitnehmer, die nicht
up-to-date geblieben sind, die Ge-
fahr der Dequalifizierung oder
auch der Freisetzung zunehmen,
sofern dies tarifvertraglich oder
gesetzlich möglich ist.

Was kann man tun? - Nach den
vorliegenden Untersuchungen
spricht viel dafür, dass der be-
schäftigungsfördernde Struktur-
wandel dauerhaft gesteigert und
den altersstrukturellen Gefahren
wirksam begegnet werden könnte

D durch einen massiven Ausbau
der Weiterbildung und

D durch eine entsprechende An-
passung und Verbesserung der all-
gemeinen Bildung und beruflichen
Erstausbildung12.

D Außerdem bedarf es einer län-
gerfristig und altersorientiert aus-
gerichteten betrieblichen Perso-
nalpolitik.

Wegen des langen Vorlaufs bil-
dungs- und ausbildungspolitischer
Maßnahmen müssten die entspre-
chenden Weichen aber bereits
heute gestellt werden, damit die
jungen Leute von heute die Ar-
beitswelt von morgen bewältigen
können. Vermehrte Investitionen in
die Weiterbildung werden sich
außerdem für Staat und Wirtschaft

" Erstens besteht generell ein positiver Zu-
sammenhang zwischen Wirtschaftswachs-
tum und Qualifikation, zweitens werden in
der Bundesrepublik Strukturwandel und
Innovationen durch Qualifikationsdefizite be-
hindert. Drittens wird der Anteil derjenigen
Arbeitsplätze steigen, bei denen es vermehrt
auf mit dem Alter zunehmende Eigen-
schaften wie Erfahrung, Zuverlässigkeit,
Verantwortungsgefühl, allerdings auch auf
erhöhte Flexibilität und Qualifikation an-
kommt. Viertens sind Bereitschaft und
Fähigkeit zur Mobilität und Fortbildung um
so größer, je höher das ursprüngliche
Bildungsniveau ist. Fünftens lässt sich durch
Fortdauer der Schulung und durch Training
gerade auch bei den zunehmend gefragten
geistigen und vielen anderen Fähigkeiten ein
Leistungsabfall verzögern.

um so eher rechnen, je später da-
durch ein Erwerbstätiger ausschei-
det.

Selbst bei allen Bemühungen
um Training und Fortbildung wird
jedoch nicht jeder auch als Älterer
noch den sich aus dem Struktur-
wandel ergebenden Arbeitsmarkt-
anforderungen physisch, psy-
chisch oder mental gewachsen
sein. Eine allen Seiten zufrieden-
stellende Lösung des Ausschei-
dens aus dem Erwerbsleben dürf-
te nur über eine weitergehende
Flexibilisierung der Regelalters-
grenze nach oben und unten zu er-
reichen sein. Diese müsste außer-
dem mit weitgehenden Möglich-
keiten der Teilzeitbeschäftigung
und Teilrente - bei voller Aufrecht-
erhaltung der personalpolitischen
Integration -verbunden sein. Nicht
nur die verbreiteten Wünsche nach
mehr Zeitsouveränität auf der ei-
nen Seite oder nach vermehrter
marktwirtschaftlicher Steuerung
und quantitativem Marktausgleich
auf der anderen Seite, sondern
auch die Alterungstendenzen des
Erwerbspersonenpotentials spre-
chen somit für eine baldige weit-
gehende Flexibilisierung und
Individualisierung der Lebens- und
Jahresarbeitszeiten.

Fazit

Deutschland steht auch auf
dem Arbeitsmarkt von der demo-
graphischen Entwicklung her vor
gewaltigen Herausforderungen.
Angesichts der Handlungsspiel-
räume ist aber zumindest in den
nächsten zehn bis 20 Jahren weni-
ger eine globale Arbeitskräfte-
knappheit das Problem, sondern
die Alterung. Die bestmögliche
Qualifizierung aller Erwerbsperso-
nen und die Flexibilisierung der
Lebens- und Jahresarbeitszeiten
werden zu Schlüsselgrößen für die
zukünftige Wirtschafts- und Ar-
beitsmarktentwicklung.
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